
te vielleicht doch nicht gelten sollten. §3: Es finden folgende 
rechtliche Regelungen keine Anwendung.

Und, meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob wir mit die­
ser Art des Herangehens dem legitimen Recht und dem morali­
schen Anspruch, der sich dahinter verbirgt, auch in der unserem 
Parlament zustehenden Art mit dem notwendigen moralischen 
Anspruch, auch entsprechen.

In der vorliegenden Art, meine Damen und Herren, wider­
spricht sich Anliegen und rechtliche Ausgestaltung, und in der 
vorliegenden Art können wir deshalb unsere Zustimmung nicht 
geben. Danke.

(Vereinzelt Beifall, vorwiegend bei PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke dem Abgeordneten Steinecke und rufe nun für die 
Fraktion CDU/DA den Abgeordneten Karl-Ernst Selke.

Selke für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Jeder von uns hat in den zurückliegenden Jahren Erfahrungen 
mit Mitarbeitern staatlicher Verwaltungsdienststellen gesam-

>lt. Sie waren nicht immer negativ. Soviel muß man fairerwei- 
'se feststellen.

Aber es ist allgemein bekannt, daß ein staatlicher Verwal­
tungsmitarbeiter bestimmte Voraussetzungen mitbringen muß­
te, um überhaupt seinen Posten zu erhalten. Das haben wir hier 
schon festgestellt.

Die Folge: Vom Bürgermeister bis zum Hausmeister, vom 
Ratsmitglied bis zur Sekretärin waren alle mehr oder weniger 
Repräsentanten des Staates, und zwar solche Repräsentanten, 
die man direkt erleben konnte, die man kannte, im Gegensatz zu 
den ganz hohen Repräsentanten, die bekanntlich in ihrer eige­
nen Welt lebten.

Man kann wahrhaftig nicht behaupten, sie hätten sich alle 
schuldig gemacht, aber viele haben sich schon wie kleine Könige 
aufgespielt, Mitbürger schikaniert und gedemütigt.

Es gehört zu den positiven Erscheinungen des 89er Herbstes, 
daß es keine Racheakte gab. Aber wenn man vor Ort miterlebt 
hat, wie die Bevölkerung endlich die Sprache wiederfand und 
jahrelang Unterdrücktes dem kleinen Orts- und Kreisfürsten ins 
'■’esicht schrie, dann kann man nur sagen, wir sind es eigentlich 

^ziseren Wählern schuldig, daß auf rechtsstaatliche Weise - und 
darauf lege ich besonders Wert - für Gerechtigkeit gesorgt wird.

(Vereinzelt Beifall bei Koalitionsfraktionen)

Viele dieser staatlichen Verwaltungsmitarbeiter haben ihre 
Posten gleich verloren, aber viele sind umgeschichtet worden - 
wurde auch schon festgestellt. Manche sind noch da, oberfläch­
lich gereinigt, und manchmal so gewendet, daß sie schon wieder 
so aussehen wie früher.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

In unserem Land, meine ich, gibt es genügend redliche Men­
schen, die nie eine Chance hatten, ihre Fähigkeit im Staatsappa­
rat zu zeigen.

(Vereinzelt Beifall bei Koalitionsfraktionen)

Diese Leute brauchen wir, das ist Tatsache.

Wir brauchen aber auch die Erfahrung Altgedienter, die bisher 
der Versuchung wiederstanden, Mitbürger zu demütigen. Die 
Kommunalwahlen vom 6. Mai 1990 haben die Möglichkeit eröff­
net, Mitarbeiter in verantwortlichen Dienst zu nehmen, die von 
demokratisch legitimierten Verantwortungsträgern berufen

werden. Endlich kann darauf geachtet werden, daß nur solche 
Mitarbeiter eingestellt werden, die fachlich qualifiziert sind und 
nicht durch Parteizugehörigkeit. Diese Chance darf nicht vertan 
werden. Von daher begrüßen wir grundsätzlich den Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Grüne und der Fraktion der SPD, ein Ge­
setz über die Arbeitsrechtsverhältnisse zu beschließen, wobei 
man allerdings auf ein Mißverständnis aufmerksam machen 
muß. In der Überschrift ist von leitenden Bediensteten die Rede, 
und im § 1 Abs. 1 heißt es, alle Mitarbeiter. Aber man soll ja nicht 
die Arbeit der Ausschüsse vorwegnehmen. Das könnte in den 
Ausschüssen geklärt werden. Wichtig ist es, daß auf rechtsstaat­
liche Weise dafür gesorgt wird, daß Mitarbeiter da sind, und es 
ist auch wichtig, daß endlich wieder Vertrauen in der Bevölke­
rung geschaffen wird.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU/DA-Fraktion)

Ohne solches Vertrauen in Dorf, Stadt, Kreis, Land und Staat 
kann unsere junge Demokratie nicht überleben. Deshalb stim­
men wir dem Antrag grundsätzlich zu, und ich glaube, in den 
Ausschüssen wird es noch genug Arbeit geben, um diesen An­
trag so zu bearbeiten, daß er uns alle nachher zufriedenstellt. 
Danke schön.

(Beifall, vor allem bei den Koalitionsfraktionen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke Abgeordneten Selke und rufe nun den Abgeordne­
ten Hans-Joachim Hacker von der Fraktion der SPD.

Hacker für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! Von diesem Ho­
hen Hause ist in vielen Reden der endgültige Bruch mit der 
40jährigen DDR-Vergangenheit betont und der feste Wille zum 
Aufbau einer neuen, demokratischen Gesellschaft geäußert wor­
den.

Mit dem Gesetz über die Kommunalverfassung haben wir eine 
neue Organisationsform für die kommunale Ebene geschaffen, 
die von der Überzeugung getragen ist, daß künftig die Selbstbe­
stimmung der Kommunen und die Bürgernähe tragende Prinzi­
pien des Staatswesens sein sollen. Der alte Staat ist in den No­
vembertagen des Jahres 1989 nach schwerer innerer Deformie­
rung auch äußerlich zerbrochen, jedoch haben Strukturen in al­
ter personeller Besetzung fortbestanden. Der Prozeß der Demo­
kratisierung im öffentlichen Dienst hat nur zögerlich begonnen. 
Ihm sind nach der Wahl am 6. Mai 1990 neue Chancen eröffnet 
worden.

Ehemalige Teilnehmer montäglicher Parteilehrjahrsseminare 
wissen besser als ich, daß nach einer Revolution auch alte 
Machtstrukturen des Staates zerschlagen werden müssen.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Das war jahrzehntelang Bestandteil der Theorie der kommuni­
stischen Revolution. Die Forderungen des Volkes im Herbst des 
vorigen Jahres im Bewußtsein, stellen sich die Abgeordneten der 
SPD-Fraktion der Verantwortung, auf rechtsstaatlicher Grund­
lage ohne Hexenjagd und ohne Diffamierung zu prüfen, welcher 
Mitarbeiter staatlicher und kommunaler Verwaltungsdienststel­
len bereit und in der Lage ist, sich den neuen Anforderungen zu 
stellen. Es geht uns dabei nicht darum, eine formale Gleichmache­
rei zu betreiben und einen Sinnmord zu suchen. Wer hat über­
haupt hier im Gesetz den Begriff einer Parteizugehörigkeit einge­
arbeitet? Ich habe auch nach dem Diskussionsbeitrag des Abge­
ordneten der PDS nochmal nachgelesen. Ich finde dort den Hin­
weis auf eine Parteizugehörigkeit nicht. Vielmehr ist doch die Tat­
sache, daß die bisherigen kommunalen Ebenen weitestgehend 
durch ehemalige Mitglieder der SED besetzt sind, ein Hinweis 
darauf, daß die Auslese zur Besetzung dieser Dienststellen in der 
Vergangenheit nicht ganz demokratisch gewesen sein kann. Es 
muß doch gerechtfertigt sein, jetzt nach der fachlichen und sonsti­
gen Qualifikation der eingesetzten Amtsträger nachzufragen.
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